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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Nachdem beide Parlamentskammern die Revision des Sexualstrafrechts je einmal
beraten hatten, schienen die Differenzen maximal. Die Gretchenfrage war, wie sexuelle
Nötigung und Vergewaltigung neu definiert werden sollen. Während der Ständerat als
Erstrat beschlossen hatte, dass sexuelle Handlungen «gegen den Willen» der
betroffenen Person strafbar sein sollen («Nein heisst Nein»), hatte sich der Nationalrat
als Zweitrat für die Formulierung «ohne Einwilligung» und damit für das ebenso
lautstark geforderte wie umstrittene «Nur-Ja-heisst-Ja»-Prinzip ausgesprochen. 

In der Frühjahrssession 2023 begann der Ständerat also mit der Differenzbereinigung.
Seine Kommission schlug ihm einstimmig vor, an der «Nein-heisst-Nein»-Lösung
festzuhalten, sie aber um den Zusatz zu ergänzen, dass nicht nur bestraft wird, wer
gegen den Willen einer Person eine sexuelle Handlung vornimmt oder vornehmen lässt,
sondern auch, wer dazu einen Schockzustand der betroffenen Person, das sogenannte
Freezing, ausnützt. Damit habe man der grossen Kontroverse um das «Nein-heisst-
Nein»-Prinzip Rechnung getragen, ob davon auch jene Fälle erfasst würden, in denen
das Opfer in einen Schockzustand falle und infolgedessen widerstandsunfähig sei,
erklärte Kommissionssprecher Carlo Sommaruga (sp, GE). Selbst jene Mitglieder der
Kommission, die den «Nur-Ja-heisst-Ja»-Grundsatz bevorzugt hätten, hätten sich
pragmatisch hinter diesen Kompromissvorschlag gestellt, betonte er. So erklärte auch
Lisa Mazzone (gp, GE), die bei der ersten Behandlung noch die Minderheit für «Nur Ja
heisst Ja» vertreten hatte, ihre Unterstützung für den Kompromiss. Der Wert eines
Gesetzesentwurfs messe sich nicht an der Symbolik, sondern an den Resultaten, sagte
sie. Bezüglich der Resultate – sie nannte etwa die Anerkennung der Opfer und den
Schutz der sexuellen Selbstbestimmung – sei die vorgeschlagene Lösung ein wichtiger
Fortschritt, gar «einer der grossen Erfolge dieser Legislatur». Lob erhielt der Vorschlag
ebenso von Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider. Ohne jegliche Dissonanzen
stimmte der Ständerat dem Kompromissvorschlag seiner Kommission stillschweigend
zu.

Deutlich weniger harmonisch verlief die Festlegung der Strafrahmen für
Vergewaltigung. Als Erstes stand hier zur Debatte, ob bei Vergewaltigung weiterhin
Geldstrafen möglich sein sollen oder nicht. Carlo Sommaruga plädierte im Namen der
Kommissionsmehrheit für die Beibehaltung der Geldstrafe. Da der Grundtatbestand der
Vergewaltigung (Art. 190 Abs. 1 StGB) neu keine Nötigung mehr voraussetze, umfasse der
Tatbestand der Vergewaltigung künftig auch weniger schwerwiegende Fälle als bisher.
Eine Strafverschärfung sei daher nicht angezeigt, wenn nicht sogar schädlich: Die
Gerichte könnten dadurch versucht sein, eher den Tatbestand der sexuellen Nötigung
gemäss Art. 189 StGB anzuwenden, um keine unverhältnismässige Strafe verhängen zu
müssen. Eine Minderheit Jositsch (sp, ZH) wollte dagegen dem Nationalrat folgen und
die Geldstrafe streichen. Die «‹harmloseste› Form von Vergewaltigung» sei auch in der
neuen Definition immer noch ein Eindringen in den Körper gegen den Willen einer
Person, und dies könne nicht mit einer Geldstrafe abgegolten werden, so Jositsch.
Justizministerin Elisabeth Baume-Schneider wandte ein, es sei «nicht
nachvollziehbar», weshalb die Geldstrafe nur beim Grundtatbestand der
Vergewaltigung, nicht aber bei der qualifizierten sexuellen Nötigung – d.h. unter
Anwendung von Gewalt oder Drohung – gestrichen werden soll. Eine abgenötigte
sexuelle Handlung müsste aus ihrer Sicht härter bestraft werden als eine Vergewaltigung
ohne Nötigung. Diese «Verzerrung» laufe dem Ziel der Strafrahmenharmonisierung
zuwider, mahnte sie. Der Ständerat folgte mit 26 zu 13 Stimmen dennoch der
Minderheit Jositsch und schloss sich dem Beschluss des Nationalrats an. Damit wird
Vergewaltigung in jedem Fall mit Freiheitsstrafe – allerdings ohne festgelegte
Mindestdauer – sanktioniert.
Zweitens stand die Frage im Raum, ob bei qualifizierter Vergewaltigung (Art. 190 Abs. 2
StGB) – d.h. Vergewaltigung, bei der das Opfer genötigt wurde – bedingte Strafen
möglich sein sollen oder nicht. Der Ständerat hatte als Erstrat in diesem Absatz eine
Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren festgeschrieben und mit dieser Mindestdauer
ausgeschlossen, dass die Strafe bedingt ausgesprochen werden kann. Der Nationalrat
war diesem Beschluss gefolgt. Die knappe Mehrheit der RK-SR, die im Erstrat
unterlegen war, stand nicht hinter diesem Entscheid und beantragte ihrem Rat mit
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Stichentscheid von Präsident Sommaruga, zum ursprünglichen Entwurf zurückzukehren.
Dieser sah wie das geltende Recht eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr vor.
Da der neue Tatbestand der qualifizierten Vergewaltigung im Wesentlichen dem
heutigen Vergewaltigungstatbestand entspreche, sei die Verdopplung der Mindeststrafe
nicht gerechtfertigt, so Sommaruga. Der Bundesrat unterstützte den Antrag der
Kommissionsmehrheit. Verglichen mit anderen Tatbeständen mit ebenfalls einjähriger
Mindeststrafe, etwa Totschlag oder schwerer Körperverletzung, sei diese auch bei
Vergewaltigung als angemessen zu betrachten, erklärte Justizministerin Baume-
Schneider. Ausserdem sei zu befürchten, dass sich mit der höheren Mindeststrafe «für
die Gerichte auch der Massstab bei der Beweiswürdigung verschiebt», sodass sie eine
Nötigung an strengere Bedingungen knüpfen würden als heute. Eine Minderheit um
Beat Rieder (mitte, VS) wollte indes am Beschluss der zweijährigen Mindeststrafe
festhalten. Er verwies darauf, dass eine unbedingt ausgefällte Gefängnisstrafe auch
teilbedingt abgesessen werden könne, unterlag in der Abstimmung aber äusserst knapp.
Die Kantonskammer vollzog die Kehrtwende zurück zur einjährigen Mindeststrafe für
qualifizierte Vergewaltigung mit 20 zu 19 Stimmen.

Für Diskussionsbedarf sorgte ferner die im Nationalrat abgelehnte Forderung nach
Präventionsprogrammen für Sexualstraftäterinnen und -täter. Im Gegensatz zum
Obligatorium, das in der grossen Kammer zur Debatte gestanden hatte, schlug die RK-
SR ihrem Rat nun aber eine Kann-Bestimmung vor: Das Gericht soll
Sexualstraftäterinnen und -täter verpflichten können – aber nicht müssen –, ein
Lernprogramm gegen sexualisierte Gewalt oder eine Gewaltberatung zu absolvieren.
Ohne Gegenantrag stimmte die Kantonskammer diesem Vorschlag stillschweigend zu.
Eine weitere Differenz hatte der Nationalrat geschaffen, indem er die Altersgrenze für
die Unverjährbarkeit von Sexualstraftaten an Kindern von den geltenden 12 Jahren auf
16 Jahre anhob. Wie Berichterstatter Sommaruga erklärte, war die ständerätliche
Rechtskommission aber der Ansicht, dass diese Änderung nicht dem Volkswillen
entspreche, da die Unverjährbarkeitsinitiative, die am Ursprung dieser Bestimmung
stand, explizit die Unverjährbarkeit von Sexualstraftaten an Kindern vor der Pubertät
gefordert habe. Sie beantragte ihrem Rat deshalb, an der bestehenden Regelung
festzuhalten, was dieser auch stillschweigend tat. Ebenso stillschweigend hielt die
kleine Kammer an ihren Beschlüssen zum sogenannten Revenge Porn und zum
Grooming fest. Die Rachepornografie wollten im Grundsatz beide Parlamentskammern
unter Strafe stellen, wobei sie sich aber über die Formulierung und die Platzierung der
Bestimmung innerhalb des Strafgesetzbuchs nicht einig waren. Einen Tatbestand zum
Grooming lehnte der Ständerat nach wie vor ab, da man sich damit gefährlich nahe an
die Strafbarkeit der Absicht – und nicht mehr einer Handlung oder
Vorbereitungshandlung – heran bewege, wie der Kommissionssprecher ausführte. Das
Geschäft geht damit zurück an den Nationalrat.

In der Presse wurde der Entscheid des Ständerates für die «Nein-heisst-Nein»-Lösung
unter Berücksichtigung des sogenannten Freezings als nonverbales Nein als
Befreiungsschlag und als Durchbruch in der Revision des Sexualstrafrechts
interpretiert. «Der Nationalrat dürfte diesem Kompromiss im Juni zustimmen»,
orakelte der «Blick» und titelte: «Funiciello hat ihren grössten Kampf gewonnen». Die
«Republik» verkündete, das Parlament habe «endlich eine Lösung für die
Modernisierung des Sexualstrafrechts gefunden» und zog Bilanz zu dieser
«feministischen Erfolgsgeschichte». «Was aussieht wie ein Kompromiss, ist eine kleine
Revolution», proklamierte das Onlinemagazin. 1

Zu Beginn der Sommersession 2023 lag der Ball in der Differenzbereinigung bei der
Revision des Sexualstrafrechts beim Nationalrat. Die Volkskammer hatte sich noch mit
vier grösseren Streitpunkten zu befassen. Erstens ging es um die Modellwahl
(Zustimmungs- oder Widerspruchslösung) bei den Tatbeständen der sexuellen Nötigung
und der Vergewaltigung. Es standen sich der Antrag der Kommissionsmehrheit, dem
Kompromissvorschlag des Ständerates zuzustimmen, und ein Minderheitsantrag
Bellaiche (glp, ZH), am «Nur-Ja-heisst-Ja»-Prinzip festzuhalten, gegenüber. Der
Vorschlag des Ständerates beruhe auf der «Nein-heisst-Nein»-Lösung und damit auf
der Vermutung, «dass jeder Mensch, jede Frau vornehmlich und jederzeit zu einer
Sexualhandlung gewillt ist», kritisierte Bellaiche. Sie erachtete es als falsch, dass es an
der Person liege, die gerade nicht zu Sex gewillt ist, dies kundzutun. Auch Tamara
Funiciello (sp, BE), als eine der prominentesten Verfechterinnen der
Zustimmungslösung, betonte einmal mehr, «dass der Körper von Menschen kein
Selbstbedienungsladen ist – es sollte selbstverständlich sein, dass man fragt, bevor man
ihn berührt». Gleichzeitig zeigte sie sich dessen bewusst, dass die Zustimmungslösung
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diesmal wohl keine Mehrheit mehr finden würde und lobte «den wichtigen und grossen
Fortschritt», den auch die erweiterte «Nein-heisst-Nein»-Lösung des Ständerates
bringe. Während sich die Fraktionen der SP, der GLP und der Grünen noch einmal für
«Nur Ja heisst Ja» aussprachen, unterstützte die bürgerliche Ratsmehrheit die
Kompromisslösung des Ständerates. Mit 105 zu 74 Stimmen bei 11 Enthaltungen wurde
diese zentrale Frage entschieden. Somit sind sexuelle Handlungen künftig strafbar,
wenn sie gegen den Willen einer Person vorgenommen werden – bzw. vorgenommen
werden lassen – oder wenn zu diesem Zweck ein Schockzustand der betreffenden
Person ausgenützt wird (neu Art. 189 Abs. 1 und Art. 190 Abs. 1 StGB). Wie Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider zusammenfasste, werde der Schockzustand damit «einer
abwehrenden nonverbalen Willensäusserung gleichgestellt». Eine Vertreterin von
Amnesty International Schweiz bezeichnete diesen Entscheid gegenüber «24 heures»
als «Sieg für die Menschenrechte in der Schweiz».
Zweitens bestand beim Strafmass für Vergewaltigung mit Nötigung (neu Art. 190 Abs. 2
StGB) noch Diskussionsbedarf. Die Kommissionsmehrheit beantragte auch hier, dem
Ständerat zu folgen. Dieser hatte sich in der letzten Beratung für eine Mindeststrafe von
einem Jahr Freiheitsstrafe ausgesprochen. Eine Minderheit Bellaiche wollte hingegen
am früheren Entscheid zu einer Mindeststrafe von mehr als zwei Jahren festhalten,
womit bedingte Strafen ausgeschlossen wären. Es gehe hier «um die tiefsten Abgründe
menschlicher Verachtung», so die GLP-Nationalrätin, die an den Rat appellierte:
«Solche Gewaltverbrechen verdienen keine bedingten Strafen!»
Kommissionssprecherin Patricia von Falkenstein (ldp, BS) warnte indes davor, dass sich
bei einer solchen Verdopplung der Mindeststrafe – im geltenden Recht ist die
Mindeststrafe für Vergewaltigung ebenfalls bei einem Jahr Freiheitsstrafe angesetzt –
der Massstab der Gerichte bei der Beweiswürdigung verschieben und eine Nötigung an
strengere Bedingungen als heute geknüpfen werden könnte. Der Nationalrat bestätigte
mit 99 zu 89 Stimmen bei 3 Enthaltungen die einjährige Mindeststrafe und räumte
damit auch diese Differenz aus. Für die unterlegene Minderheit Bellaiche votierten die
geschlossen stimmenden Fraktionen der GLP und der SVP sowie die grosse Mehrheit
der Mitte-Fraktion, während die Fraktionen der SP, der Grünen und der FDP den
Mehrheitsantrag guthiessen.
Drittens legte die Volkskammer die Altersgrenze für die Unverjährbarkeit von sexuellen
Handlungen mit Kindern fest. In der letzten Beratung hatte sie beschlossen, diese von
aktuell 12 auf neu 16 Jahre anzuheben, was der Ständerat daraufhin aber abgelehnt
hatte. Die Minderheit Bellaiche, die am Entscheid zur Erhöhung festhalten wollte,
unterlag diesmal mit 97 zu 91 Stimmen bei 3 Enthaltungen, wobei sich die Fraktionen
gleich positionierten wie bei der Erhöhung der Mindeststrafe. Damit bleiben
Sexualstraftaten nur unverjährbar, wenn sie an Kindern unter 12 Jahren begangen
wurden, wie es bei der Umsetzung der Unverjährbarkeitsinitiative beschlossen worden
war.
Viertens debattierte der Nationalrat den neuen Tatbestand der Rachepornografie.
Während Einigkeit darüber bestand, dass dieses Verhalten strafbar sein sollte, war
umstritten, an welcher Stelle der Tatbestand ins Strafgesetzbuch integriert werden und
was er genau erfassen sollte. Die Kommissionsmehrheit wollte an der Version, die der
Nationalrat bei der letzten Beratung angenommen hatte, festhalten. Diese sah die
Strafbarkeit des unbefugten Zugänglichmachens nicht nur für sexuelle, sondern auch
für andere anstössige, peinliche oder in anderer Weise kompromittierende Inhalte vor
und reihte den Tatbestand darum in die strafbaren Handlungen gegen die Ehre und den
Geheim- oder Privatbereich ein. Demgegenüber beantragte eine Minderheit Mahaim
(gp, VD) Zustimmung zum Beschluss des Ständerates, der die Strafbarkeit auf das
unbefugte Weiterleiten von sexuellen Inhalten beschränken wollte und den Tatbestand
deshalb den strafbaren Handlungen gegen die sexuelle Integrität zurechnete. Der
Minderheitsvertreter bezeichnete die enger gefasste Formulierung des Ständerates als
hinreichend klar und präzise, während er bei der allgemeineren Formulierung des
Nationalrates zu bedenken gab, dass die Grenze des strafbaren Handelns nicht mehr
klar sei. Die grosse Kammer folgte mit 148 zu 42 Stimmen bei 2 Enthaltungen der
Minderheit Mahaim und räumte auch diese Differenz aus. Der breiter gefasste
Tatbestand stiess nur bei der geschlossen stimmenden SP-Fraktion und einigen
Ratsmitgliedern aus der Mitte-Fraktion auf Anklang.
Im Ständerat durchgefallen war überdies das Bestreben des Nationalrats, einen neuen
Straftatbestand für Cybergrooming einzuführen. Auf Antrag seiner einstimmigen
Kommission hielt der Nationalrat jedoch stillschweigend an seinem Entscheid fest, das
Anbahnen von sexuellen Kontakten mit Kindern als eigenen Tatbestand ins
Strafgesetzbuch aufzunehmen. Ebenso stillschweigend beharrte der Nationalrat auf
dem Obligatorium für Lernprogramme für Sexualstraftäterinnen und -täter. Die
Kantonskammer hatte hier eine Kann-Vorschrift bevorzugt. Mit diesen zwei
verbleibenden inhaltlichen Differenzen ging die Vorlage wieder an den Ständerat. 2
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Der Ständerat hatte sich in der Sommersession 2023 noch mit  zwei inhaltlichen
Differenzen bei der Revision des Sexualstrafrechts zu beschäftigen. Mit der gleichen
Argumentation wie seit Beginn der Beratungen erteilte dieser dem Tatbestand für
Cybergrooming erneut eine Absage. Ebenso stillschweigend folgte er seiner
Kommission in der Frage der Lernprogramme, die das Obligatorium nach wie vor
ablehnte. Stattdessen schlug sie vor, dass die Richterinnen und Richter bei jeder
Straftat gegen die sexuelle Integrität zwingend prüfen müssen, ob die Täterin oder der
Täter zur Teilnahme an einem Lernprogramm verpflichtet werden soll. Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider unterstützte diese Lösung, da ein Lernprogramm nicht bei
allen Täterinnen und Tätern erfolgversprechend sei; ohne ein «Minimum an Verständnis
und Zusammenarbeit» bringe es schlicht nicht den gewünschten Nutzen. Zudem sollen
Verfahren wegen sexueller Belästigung – nicht aber wegen schwererer Sexualdelikte –
eingestellt werden, wenn der Täter oder die Täterin ein Lernprogramm vollständig
absolviert hat. Eine der sexuellen Belästigung beschuldigte Person kann demnach also
entscheiden, ob sie die Verpflichtung zu einem Lernprogramm akzeptiert – womit dann
das Verfahren ohne Urteil eingestellt wird – oder ob sie ins Gerichtsverfahren geht, das
mit einem Schuld- oder Freispruch endet. In diesem Zusammenhang kam die Frage auf,
was mit allfälligen Zivilforderungen des Opfers – z.B. Kosten für psychologische oder
psychiatrische Behandlung – geschehen sollte. Nach einem Urteil könnte das Opfer
solche Entschädigungsforderungen auf dem Zivilweg geltend machen, nicht jedoch
nach einer Verfahrenseinstellung, da eine solche juristisch gesehen kein
verfahrenserledigender Entscheid sei, stellte Beat Rieder (mitte, VS) fest. Er beantragte
deshalb, den einschlägigen Artikel dahingehend anzupassen, dass die
Staatsanwaltschaft gleichzeitig mit dem Einstellungsverfahren auch über allfällig geltend
gemachte Zivilforderungen entscheiden muss. Im darauffolgenden juristischen
Schlagabtausch wandte die Gegenseite – darunter auch Justizministerin Baume-
Schneider – ein, dass es bei einem eingestellten Verfahren eben keinen Schuldspruch
gebe und es daher dem Schuldprinzip widerspreche, die nicht verurteilte beschuldigte
Person zur Zahlung einer Entschädigung zu verpflichten. Rieder hielt dagegen, dass eine
zu Unrecht beschuldigte Person das Lernprogramm ja ablehnen und im
Gerichtsverfahren einen Entscheid verlangen könne. Werde die Person dann tatsächlich
freigesprochen, müsse sie keinerlei Entschädigung zahlen. Durch diese Möglichkeit
blieben die Verteidigungsrechte der beschuldigten Person aus seiner Sicht gewahrt. Die
Ständekammer entschied mit 24 zu 16 Stimmen bei 2 Enthaltungen für den Antrag
Rieder und schuf damit noch eine letzte neue Differenz.

Der Nationalrat stimmte diesen Beschlüssen seiner Schwesterkammer schliesslich
stillschweigend zu. Die Lösung zu den Zivilforderungen sei zwar nicht ideal, betreffe
aber voraussichtlich nur wenige Fälle, weshalb man nicht einzig wegen dieser
Bestimmung eine Einigungskonferenz provozieren und die ganze Vorlage nochmals
gefährden wolle, erläuterte Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) die Überlegungen der
Kommission. Zum vom Nationalrat ursprünglich geforderten Grooming-Artikel sei
indessen noch die parlamentarische Initiative 18.434 hängig, mit der man das Thema
weiterverfolgen könne, ergänzte die deutschsprachige Berichterstatterin Patricia von
Falkenstein (ldp, BS).

In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf zur Revision des
Sexualstrafrechts mit 141 zu 52 Stimmen bei einer Enthaltung an. Die SVP-Fraktion
opponierte geschlossen, nachdem ihre Hoffnungen auf deutliche Strafverschärfungen
enttäuscht worden waren. Der Ständerat hiess das Geschäft einhellig gut. 3
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Mit 144 zu 24 Stimmen bei 21 Enthaltungen nahm der Nationalrat in der Herbstsession
2023 eine Motion Bellaiche (glp, ZH) an, die den Bundesrat aufforderte, die
Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz vor der von der EU vorgesehenen
Chatkontrolle zu schützen. Gemäss der Motionärin plane die Europäische Kommission
unter dem Deckmantel der Prävention und Bekämpfung von sexuellem Kindsmissbrauch
im Internet eine beispiellose Massenüberwachung, die nicht mit dem Recht auf
Privatsphäre vereinbar sei: Alle Anbietenden von elektronischen
Kommunikationsdiensten, die in der EU tätig sind, sollen dazu verpflichtet werden,
sämtliche private und geschäftliche Kommunikation auf Anzeichen von
Kindsmissbrauch zu kontrollieren. Der Bundesrat hatte die Motion zur Ablehnung
beantragt, weil die EU-Institutionen den Vorschlag noch nicht verabschiedet hätten
und damit noch nicht klar sei, was genau dessen Konsequenzen seien. Ausserdem habe
sich Justizministerin Elisabeth Baume-Schneider in einem gemeinsamen Schreiben mit
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ihren Kolleginnen und Kollegen aus Deutschland, Österreich, Liechtenstein und
Luxemburg an die Justizministerinnen und -minister der EU-Staaten gewandt, um sie
auf die grundrechtlichen Gefahren der geplanten Chatkontrolle hinzuweisen. Judith
Bellaiche zeigte sich im Ratsplenum dankbar für diesen Schritt, forderte den Bundesrat
aber auf, weitere Einflusskanäle zu nutzen. Der Nationalrat stützte diese Ansicht; gegen
die Motion stimmten die Mehrheit der FDP-Fraktion sowie einzelne Vertreterinnen und
Vertreter aus Mitte und SVP. Die Grüne Fraktion enthielt sich grossmehrheitlich der
Stimme. 4

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Als Reaktion auf den im September 2023 veröffentlichten Bericht der Universität Zürich
über den sexuellen Missbrauch in der katholischen Kirche der Schweiz, forderte Carlo
Sommaruga (sp, GE) in einer Motion, dass die Missbrauchsfälle in einem Bericht
aufgearbeitet werden sollen. Dieser von der katholischen Kirche unabhängige Bericht
solle zum einen den Missbrauch und dessen Vertuschung in der katholischen Kirche
genauer beleuchten. Zum anderen solle untersucht werden, ob und inwiefern die
Kantone und der Bund ihre Pflicht, Kinder zu schützen sowie Täter und Täterinnen
juristisch zu verfolgen, nicht wahrgenommen haben. Sommaruga argumentierte in der
Wintersession 2023 im Ständerat, dass ein Bericht auf nationaler Ebene zentral sei, um
die Problematik umfassend zu verstehen, entsprechende Präventionsmassnahmen zu
ergreifen, Gesetzesanpassungen vorzunehmen oder um sich schlicht bei den
Betroffenen entschuldigen zu können. Der Bundesrat empfahl die Motion zur
Ablehnung. Justizministerin Elisabeth Baume-Schneider erklärte dies insbesondere
damit, dass die Verantwortung und Kompetenz in diesem Bereich bei den Kantonen
liege. Der Bundesrat sei jedoch bereit die Beziehung zwischen Kirche und Staat anhand
einiger Kantone in einem Bericht zu analysieren, wie es in einem Postulat Fischer (Mo.
23.4294) gefordert werde und er empfehle die vorliegende Motion entsprechend zur
Annahme. In der Folge lehnte der Ständerat die Motion mit 33 zu 8 Stimmen (3
Enthaltungen) ab. 5

MOTION
DATUM: 20.12.2023
SARAH KUHN

1) AB SR, 2023, S. 110 ff.; 24H, Blick, CdT, Lib, Republik, 8.3.23
2) AB NR, 2023, S. 985 ff.; 24H, Blick, CdT, Lib, 2.6.23
3) AB NR, 2023, S. 1147 ff.; AB NR, 2023, S. 1461; AB SR, 2023, S. 441 ff.; AB SR, 2023, S. 682; BBl, 2023 1521; 24H, LT, 6.6.23
4) AB NR, 2023, S. 1931 f.; Lib, 26.9.23; AZ, 30.9.23
5) AB SR, 2023, S. 1254 f.
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